
bei starren Stützen nicht möglich ist Dieser Auffassung 
hat sich auch der Sachverständige S. angeschlossen. Die 
seinen Versuchen und auch dem Gutachten zugrunde 
gelegte These, die Stützen könnten bei Verwendung 
der vorgesehenen Montagehalterungen (Säulenkränze) 
während der Montage so befestigt werden, daß sie 
auch unter Berücksichtigung des veränderten Typen­
projekts nicht ausweichen können, hat er jedoch nicht 
exakt bewiesen. Andererseits hat der Sachverständige 
S. dargelegt, daß die Montage der geforderten starren 
Stützen nicht möglich ist, ohne jedoch seinerseits zu 
beweisen, warum dieses unmöglich ist

Es wäre in diesem Zusammenhang notwendig gewe­
sen, exakt zu klären, in welchem Umfang die nach 
dem Projekt vorgesehenen Montagehalterungen bela­
stet werden konnten und für welche Belastungen die 
Schießverbindungen ausreichten. Dabei mußte beachtet 
werden, daß übereinstimmend von den Zeugen und 
Sachverständigen dargelegt wurde, daß die Schießver­
bindungen erhebliche Mängel aufwiesen. Es mußte 
auch geprüft werden, welchen Einfluß die durch das 
Abweichen vom Typenprojekt entstehenden Kräfte und 
eventuelle Montageungenauigkeiten ausübten.

Bei diesen sich widersprechenden Gutachten durfte das 
Bezirksgericht im Ergebnis nicht ohne weiteres der 
Aussage des Sachverständigen S. folgen und die sich 
aus den Zeugenaussagen und den Äußerungen des 
Sachverständigen C. ergebenden Hinweise außer acht 
lassen. Liegen einander widersprechende Aussagen von 
Sachverständigen vor, so hat das Gericht nach den 
Grundsätzen des sozialistischen Beweisrechts alles zu 
tun, um die objektive Wahrheit zu erforschen und so­
wohl die zugunsten eines Angeklagten als auch die zu 
seinen Ungunsten sprechenden Aussagen einer ein­
gehenden Würdigung zu unterziehen. Es ist nicht zu­
lässig, Beweisergebnisse einseitig zu würdigen und nur 
die zugunsten oder zuungunsten eines Angeklagten 
sprechenden Umstände bei der Entscheidung zu be­
rücksichtigen. Das aber hat das Bezirksgericht im Er­
gebnis getan. Bei den bereits im Ermittlungsverfahren 
erörterten und aus den schriftlich vorliegenden Gut­
achten ersichtlichen verschiedenen Auffassungen 
der Sachverständigen über die Ursachen des 
Schadensfalls hätte das Bezirksgericht bereits im Sta­
dium des Eröffnungsverfahrens, spätestens aber im 
Verlauf der Hauptverhandlung, einen mit der Sache 
bisher nicht befaßten Sachverständigen mit der Erar­
beitung eines auf der Grundlage genauer statischer 
Berechnungen beruhenden schriftlichen Zweitgutach­
tens beauftragen müssen. Das hat das Bezirksgericht 
mit der Beauftragung und Vernehmung eines von der 
Deutschen Bauakademie zu benennenden Sachverstän­
digen nachzuholen.

Das Bezirksgericht hat als erwiesen angesehen, daß 
die Angeklagten durch die Verletzung der ihnen ob­
liegenden Rechtspflichten eine Gefahr für das Leben 
und die Gesundheit der Werktätigen im Sinne des § 31 
ASchVO und eine „Gefahr für andere“ im Sinne des 
§ 330 StGB herbeigeführt haben. Dem Bezirksgericht 
ist darin zuzustimmen, daß die Angeklagten durch das 
Nichtbeachten der ihnen bei der Bauleitung und 
Bauausführung obliegenden Pflichten vorsätzlich die 
Regeln der Baukunst verletzt haben. Die Erfüllung des 
Tatbestandes des § 330 StGB erfordert, daß als Folge 
der Verletzung der Regeln der Baukunst eine Gefahr 
für andere eintritt. Da die Verletzung der Normen im 
Bauwesen in jedem Fall eine Gefahr in sich birgt, die 
jedoch in vielen Fällen nur als Möglichkeit vorhanden 
ist, setzt der Tatbestand des § 330 StGB eine tat­
sächliche unmittelbare Gefahr voraus. Die Gefahr muß 
sich in einer Situation ausdrücken, die tatsächlich, 
immittelbar und ernsthaft die Gesundheit und das Le­

ben von Menschen bedroht Insoweit liegen die glei­
chen Voraussetzungen wie beim Tatbestand des § 31 
ASchVO vor mit dem Unterschied, daß § 31 ASchVO 
dem Schutz der Werktätigen vor gesundheitlichen Ge­
fahren im Bereich der materiellen Produktion dient, 
während unter das Tatbestandsmerkmal des § 330 StGB 
„Gefahr für andere“ auch spätere Nutzer des Bauwerks 
oder zufällig an der Baustelle vorübergehende Passan­
ten fallen. Wann eine solche Gefahr im Sinne der ge­
nannten gesetzlichen Bestimmungen vorliegt, muß in 
jedem einzelnen Fall auf Grund einer wissenschaftli­
chen Analyse geprüft werden. Aus dieser Analyse muß 
erkennbar sein, in welcher Weise das Leben und die 
Gesundheit der Werktätigen unmittelbar bedroht 
war.
Das Bezirksgericht ist davon ausgegangen, daß die 
Schießverbindungen nicht die genügende Sicherheit bo­
ten und ständig die Gefahr bestand, daß sich die 
Montagehalterungen lösten und die Säulen umstürzten, 
wodurch das Leben und die Gesundheit der auf der 
Baustelle anwesenden Werktätigen bedroht war. Hin­
sichtlich dieser Feststellungen folgt das Bezirksgericht 
ohne nähere Darlegungen den Aussagen des Sachver­
ständigen C., der davon ausging, daß die verwendeten 
Halterungen nicht die genügende Standsicherheit der 
Säulen gewährleisteten. Aus dieser Feststellung fol­
gerte aber dieser Sachverständige, daß infolge der 
ungenügenden Befestigung eine Säule ausgewichen und 
es dadurch zum Einsturz der Gebäudeteile gekommen 
ist. Der Sachverständige S. vertritt dagegen die Auf­
fassung, daß die verwendeten Montagehalterungen ge­
eignet waren, den Säulen die normalerweise erforder­
liche Standsicherheit zu geben. Sollte die Auffassung 
des Sachverständigen S. zutreffen, hätte die vom Be­
zirksgericht angenommene Gefahr für das Leben und 
die Gesundheit der Werktätigen durch das Einschießen 
der Halterung nicht eintreten können und der Tatbe­
stand des § 31 ASchVO und des § 330 StGB wäre nicht 
erfüllt, obwohl Rechtspflichtverletzungen der Ange­
klagten vorliegen (vgl. hierzu auch OG, Urteil vom 
17. Dezember 1964 - 2 Zst 7/64 - NJ 1965 S. 154). 
Sollten die Verwendeten Montagehalterungen entspre­
chend der Auffassung des Sachverständigen C. dagegen 
schon ohne. Belastung nicht die notwendige Stand­
sicherheit der Säulen gewährleistet haben, dürfte nicht 
auszuschließen sein, daß die Säulen tatsächlich ausge­
wichen sind und damit die durch die Rechtspflichtver­
letzungen der Angeklagten angewandte fehlerhafte 
Arbeitsweise zumindest e i n e  Erscheinung der Ur­
sache des Unfalls darstellte. Es wird insoweit durch 
das weitere Sachverständigengutachten auch zu klären 
sein, ob durch die von den Angeklagten veranlaßte 
bzw. pflichtwidrig geduldete fehlerhafte Arbeitsweise 
tatsächlich und unmittelbar eine Gefahr für die Werk­
tätigen entstand.

Zivilrecht
§ 28 Abs. 1 Satz 2 MSchG.
Hat der Mieter gegen den Vermieter berechtigte Ge­
genansprüche, so kann er gegen den Mietzins nur auf­
rechnen, wenn er dies dem Vermieter einen Monat vor 
Fälligkeit des Mietzinses schriftlich angezeigt hat. Die­
se Verpflichtung besteht nicht nur dann, wenn ein ver­
tragliches Aufrechnungsverbot vereinbart wurde, son­
dern generell, sofern die Aufrechnung grundsätzlich 
möglich ist. Ihre Nichtbeachtung hat die Unzulässig­
keit der Aufrechnung zur Folge.
OG, Urt. vom 27. September 1966 — 2 Zz 22/66.
Die Klägerin hat die Verklagten auf Zahlung rückstän­
diger Miete verklagt. Diese haben mit Kosten für die
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